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Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland

Erteilung eines Exequaturs
hier: Frau Dr. Claudia Curtius Seutter von Lötzen, 

Honorarkonsulin der Salomonen in München

Bekanntmachung der Staatskanzlei
11271-358-22

Vom 16. November 2022

Die Bundesregierung hat Frau Dr. Claudia Curtis Seutter von 
Lötzen am 13. September 2022 das Exequatur als Honorarkon-
sulin der Salomonen in München erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst das gesamte Bundesgebiet.

Anschrift und weitere Daten der honorarkonsularischen Vertre-
tung:

Habsburgerstraße 9 
80801 München
Telefon:	 +49 170 8542732
E-Mail:	 con.sol@seutter-von-loetzen.de

Botschaften in der Bundesrepublik Deutschland

Umzug einer Botschaft
hier: Botschaft von Mauritius

Bekanntmachung der Staatskanzlei
11271-359-22

Vom 16. November 2022

Die Botschaft der Republik Mauritius in Berlin hat ihren 
Dienstbetrieb in der neuen Liegenschaft

Katharinenstraße 9
10711 Berlin

aufgenommen.

Die Kontaktdaten lauten wie folgt:

E-Mail:	 berlin@mauritius-embassy.de
Website:	 www.mauritius-embassy.de
Telefon:	 030 26 39 360
Fax:	 030 26 55 83 23

Öffnungszeiten:
Montag bis Freitag von 08.30 bis 16.00 Uhr

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Botschaften in der Bundesrepublik Deutschland

Umzug einer Botschaft
hier: Botschaft der Republik Simbabwe

Bekanntmachung der Staatskanzlei
11271-360-22

Vom 16. November 2022

Die Botschaft der Republik Simbabwe in Berlin hat ihren 
Dienstbetrieb in der neuen Liegenschaft

Dannenwalder Weg 91
13439 Berlin

aufgenommen.

Die Kontaktdaten lauten wie folgt:

E-Mail:	 infor@zimembassyberlin.com
Website:	 www.zimembassyberlin.de
Telefon:	 030 98 31 87 40

Öffnungszeiten Winter:
Montag bis Donnerstag von 09.00 bis 15.30 Uhr
Freitag von 09.00 bis 15.00 Uhr

Öffnungszeiten Sommer:
Montag bis Donnerstag von 09.00 bis 16.00 Uhr
Freitag von 09.00 bis 15.00 Uhr

Gemeinsame Richtlinie 
des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Energie 

und des Ministeriums für Wissenschaft, 
Forschung und Kultur zur Förderung der 

beruflichen Weiterbildung im Land Brandenburg 
in der EU-Förderperiode 2021 bis 2027 

(Weiterbildungsrichtlinie - WBRL 2022)

Vom 10. November 2022

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinie, der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsord-
nung (LHO) und der dazu ergangenen Verwaltungsvor-
schriften (VV) sowie des Programms des Landes Bran-
denburg für den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) 
in der Förderperiode 2021-2027, einschließlich

-	 der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit 
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gemeinsamen Bestimmungen für den Europä
ischen Fonds für regionale Entwicklung, den Eu-
ropäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, 
den Fonds für einen gerechten Übergang und den 
Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakultur-
fonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese 
Fonds und für den Asyl-, Migrations- und Integra-
tionsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und 
das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich 
Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABl. L 231 
vom 30.6.2021, S. 159), 

-	 der Verordnung (EU) 2021/1057 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur 
Einrichtung des Europäischen Sozialfonds Plus 
(ESF+) und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 1296/2013 (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 21) 

	 in den jeweils geltenden Fassungen, Zuwendungen für 
die Förderung der beruflichen Weiterbildung im Land 
Brandenburg. 

1.2	 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein 
Rechtsanspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehörde auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermes-
sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

1.3	 Die nach den Nummern 2.2 und 2.3 dieser Richtlinie 
gewährten Förderungen stellen Beihilfen im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitswei-
se der Europäischen Union (AEUV) dar, die nach Arti-
kel 31 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 
2014 (ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1, im Folgenden 
AGVO) in der jeweils geltenden Fassung mit dem Bin-
nenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht ge-
mäß Artikel 108 Absatz 3 freigestellt sind.

1.4	 Ziele der Förderung sind 

-	 Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung,
-	 Erhalt und Verbesserung der Beschäftigungsfähig-

keit sowie Stabilisierung von Arbeitsplätzen,
-	 Erschließung nicht ausreichend genutzten Arbeits- 

und Fachkräftepotenzials sowie Erschließung der 
Potenziale im Rahmen ehrenamtlicher Tätigkeit,

-	 Ausbau der Reaktionsfähigkeit auf die Anforderun-
gen einer sich strukturell wandelnden Arbeitswelt.

	 Die Richtlinie fokussiert die berufliche Weiterbildung 
von Beschäftigten einschließlich haupt- und ehrenamt-
lich Tätiger. Die Kompetenzentwicklung setzt an indi-
viduellen und betrieblichen Entwicklungszielen an.

1.5	 Bei der Förderung von Vorhaben mit Mitteln aus den 
Europäischen Strukturfonds sind die bereichsübergrei-

fenden Grundsätze nach Artikel 9 der Verordnung 
(EU) 2021/1060 zu berücksichtigen.

	 Die Achtung der Grundrechte und die Einhaltung der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union ist bei 
der gesamten Umsetzung der Förderung zu gewähr-
leisten.

1.6	 Der Grundsatz der Gleichstellung der Geschlechter ist 
einzuhalten. Dabei ist das Gender-Mainstreaming-
Prinzip anzuwenden, wonach die durchgängige Be-
rücksichtigung der Geschlechtergleichstellung und die 
Einbeziehung der Geschlechterperspektive während 
der gesamten Vorbereitung, Durchführung, Begleitung 
und Evaluierung der Maßnahme sowie der Bericht
erstattung darüber berücksichtigt und gefördert werden. 

	
	 Die vorgesehenen gleichstellungsfördernden Aktionen 

sind im Förderantrag darzustellen und die erzielten Er-
gebnisse sind in der Berichterstattung zu dokumentieren. 

1.7	 Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung aus Gründen 
des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religi-
on oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Ausrichtung ist während der 
Vorbereitung, Durchführung, Begleitung und Evaluie-
rung von Maßnahmen und der Berichterstattung dar
über einzuhalten. Die Zugänglichkeit für Menschen 
mit Behinderungen wird bei der gesamten Vorberei-
tung und Durchführung der Maßnahme berücksichtigt. 

	 Die vorgesehenen Aktionen sind im Förderantrag dar-
zustellen und die erzielten Ergebnisse sind in der Be-
richterstattung zu dokumentieren.

1.8	 Der Grundsatz einer nachhaltigen Entwicklung, die 
den Zielen der Vereinten Nationen für nachhaltige Ent-
wicklung, dem Übereinkommen von Paris und dem 
Grundsatz der „Vermeidung erheblicher Beeinträch
tigungen“ Rechnung trägt, ist Bestandteil des ESF+-
Programms. Der vorgesehene Beitrag einer Maßnah-
me zur nachhaltigen Entwicklung ist im Förderantrag 
darzustellen und die erzielten Ergebnisse sind in der 
Berichterstattung zu dokumentieren.

2	 Fördertatbestände der Richtlinie

	 Die Richtlinie umfasst vier Fördertatbestände:
	

-	 Bildungsscheck für Beschäftigte
-	 Weiterbildung in Unternehmen, in Vereinen sowie 

innerhalb von Trägerinnen beziehungsweise Trä-
gern der Kinder- und Jugendhilfe

-	 Servicepaket für Ansiedlung, Erweiterung und 
Umstrukturierung in Unternehmen
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-	 Aufbau von akademischen Weiterbildungsange
boten 

2.1 	 Bildungsscheck für Beschäftigte

2.1.1	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert werden berufliche Weiterbildungsmaßnah-
men auf der Grundlage von individuellen Bedarfen. 

2.1.2	 Zuwendungsempfangende

	 Zuwendungsempfangende sind Beschäftigte mit Erst-
wohnsitz im Land Brandenburg (natürliche Personen). 

2.1.3	 Zuwendungsvoraussetzungen

2.1.3.1	 Ausgeschlossen von der Förderung ist die Teilnahme 
an Maßnahmen, die auf Grund von Rechtsvorschriften 
der Europäischen Union sowie bundes- oder landes-
rechtlicher Regelungen verbindlich vorgeschrieben 
sind.

2.1.3.2	 Die Förderung der Teilnahme an ein und derselben Wei-
terbildungsmaßnahme nach den Nummern 2.1 bis 2.3 
(Doppelförderung) ist ausgeschlossen.

2.1.4	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.1.4.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

2.1.4.2	 Finanzierungsart:	 Festbetragsfinanzierung

2.1.4.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

2.1.4.4 	 Bemessungsgrundlage

	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für durch Dritte er-
brachte Weiterbildungen inklusive Prüfungsgebühren. 
Die förderfähigen Gesamtausgaben werden auf Grund-
lage des mit dem Antrag einzureichenden Kostenvor-
anschlags für das ausgewählte Weiterbildungsangebot 
gemäß Artikel 53 Absatz 3 Buchstabe b der Verord-
nung (EU) 2021/1060 bemessen und als Pauschal
betrag gemäß Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe c von der 
Bewilligungsbehörde im Ergebnis der Antragsprüfung 
bei Bewilligung festgelegt.

	
2.1.4.5	 Höhe der Zuwendung

	 Der Zuschuss beträgt 60 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben und ist auf maximal 3 000 Euro pro Vor-
haben begrenzt. Der beantragte Zuschuss muss min-
destens 500 Euro betragen. Eine Förderung kann zwei-
mal pro Kalenderjahr erfolgen. Der Maßnahmebeginn 
ist entscheidend.

2.1.4.6	 Nicht gefördert werden: 

-	 unbefristet Beschäftigte des öffentlichen Diens-
tes1, Auszubildende und Studierende,

-	 Beschäftigte, die (auch) wirtschaftlich tätig sind 
(zum Beispiel Selbstständige oder Ähnliches) 
(Antragstellung möglich über den Fördertatbe-
stand 2.2),

-	 berufsabschlussbezogene Qualifikationen,
-	 Maßnahmen, die der Erholung, der Unterhaltung, 

der privaten Haushaltsführung, der sportlichen 
oder künstlerischen Betätigung dienen. Weiterhin 
sind Schulungen zu Produkten ausgeschlossen, die 
bereits im Preis des Produktes inbegriffen sind 
oder die im Rahmen von Serviceverträgen ver-
bindlich festgelegt sind. Ebenso von der Förde-
rung ausgeschlossen sind Kurse, die dem Erwerb 
von Fahrerlaubnissen (ausgenommen Bedienbe-
rechtigungen) dienen, sowie Maßnahmen der 
Steuer-, Rechts- oder Unternehmensberatung,

-	 Fachtagungen,
-	 Maßnahmen mit spirituellen als auch esoterisch 

orientierten Bildungsinhalten,
-	 Antragstellende als auch Maßnahmen, die Inhalte 

oder Methoden oder die Technologie von L. Ron 
Hubbard und/oder menschenverachtendes, rassis-
tisches, extremistisches oder sexistisches Gedan-
kengut anwenden, lehren oder in sonstiger Weise 
verbreiten.

2.1.5	 Verfahren

2.1.5.1	 Antragsverfahren

	 Anträge auf Förderung einschließlich der erforder
lichen Anlagen sind über das Internetportal der Bewil-
ligungsbehörde Investitionsbank des Landes Branden-

1	 Zum öffentlichen Dienst zählen Beschäftigte von öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen. 

	 Körperschaften des öffentlichen Rechts sind:
-	 Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Landkreise und Gemeinden),
-	 Personalkörperschaften im wirtschaftlichen Bereich (IHK, HWK, 

Handwerksinnungen, Landwirtschaftskammern etc.), der freien Berufe 
(Rechtsanwaltskammern, Ärztekammern, Zahnärztekammern, Apo-
thekerkammern, Architektenkammern etc.), der Sozialversicherung 
(Allgemeine Ortskrankenkassen und Ersatzkassen, Berufsgenossen-
schaften, Landesversicherungsanstalten etc.), im kulturellen Bereich 
(Hochschulen),

-	 Realkörperschaften (Wasser- und Bodenverbände, Jagd- und Fischerei-
genossenschaften, Siedlungsverbände etc.),

-	 Verbandskörperschaften (Landschaftsverbände, Regionalverbände 
etc.).

	 Anstalten des öffentlichen Rechts sind:
-	 bundesunmittelbare (Deutsche Welle, Deutscher Wetterdienst, KfW, 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder etc.),
-	 landesunmittelbare (Landesrundfunkanstalten, Landesbanken).

	 Kommunale (Sparkassen, von den Gemeinden ausgegliederte Teilaufga-
ben der kommunalen Daseinsvorsorge wie Abwasserbetriebe als Anstalten 
öffentlichen Rechts, öffentliche Krankenhäuser als Anstalten öffentlichen 
Rechts).
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burg (ILB) zu stellen (siehe Online-Antragsverfahren 
unter www.ilb.de).

	 Nach elektronischer Antragseingangsbestätigung der 
ILB ist vor Bewilligung eine verbindliche Anmeldung, 
der Abschluss eines Weiterbildungsvertrages oder die 
Teilnahme an der Weiterbildung förderunschädlich 
möglich. Damit erfolgt keine Zusicherung einer Zu-
wendung im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg in 
Verbindung mit § 38 Absatz 1 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes.

	 In diesen Fällen liegt jedoch das Risiko bei den An-
tragstellenden, die Zuwendung nicht, nicht in der be-
antragten Höhe oder nicht zu dem beantragten Zeit-
punkt zu erhalten. Erst mit der Bestandskraft des Zu-
wendungsbescheides stehen die Höhe der Zuwendung 
und deren Bedingungen fest.

 
2.1.5.2	 Bewilligungsverfahren

	 Über die Gewährung der Zuwendung entscheidet die 
Bewilligungsbehörde. Die Grundlage für die Bewilli-
gung bilden der Antrag und die dazu einzureichenden 
Anlagen (Darstellung der notwendigen Vorhabenbe-
standteile mit konkreter Aufstellung der Ausgaben). 
Maßgeblich für die Beurteilung der Zuwendungsfähig-
keit des Vorhabens ist die Sach- und Rechtslage zum 
Zeitpunkt der Entscheidung über die Bewilligung der 
Förderung.

2.1.5.3	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Abweichend von VV Nr. 7.5 zu § 44 LHO sowie Nr. 1.4 
der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendun-
gen für aus den EU-Fonds im Rahmen von ESF+, 
EFRE (inklusive Interreg A), JTF und EMFAF finan-
zierte Vorhaben in der Förderperiode 2021 bis 2027 
(ANBest-EU 21) in der jeweils geltenden Fassung wird 
die Zuwendung erst nach Abschluss der Verwendungs-
nachweisprüfung in Abhängigkeit vom Prüfergebnis in 
einer Summe ausgezahlt (Erstattungsprinzip).

	 Die Anforderung der Zuwendung erfolgt grundsätzlich 
als Bestandteil des Verwendungsnachweises. 

2.1.5.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung erfolgt 
online über das Internetportal der ILB. Die dort bereit-
gestellten Formulare sind zu verwenden.

	 Mit dem Verwendungsnachweis ist durch die Zuwen-
dungsempfangenden unaufgefordert zur Erfolgskon

trolle die Teilnahmebestätigung des Weiterbildungsan-
bieters einzureichen.

2.2	 Weiterbildung in Unternehmen, in Vereinen sowie in-
nerhalb von Trägerinnen beziehungsweise Trägern der 
Kinder- und Jugendhilfe

2.2.1	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert werden Weiterbildungsmaßnahmen zur 
Kompetenzentwicklung in Unternehmen, in rechtsfä-
higen Vereinen sowie innerhalb von öffentlichen und 
freien Trägerinnen beziehungsweise Trägern der Kin-
der- und Jugendhilfe.

2.2.2	 Zuwendungsempfangende

2.2.2.1	 Zuwendungsempfangende sind

-	 Unternehmen, die eine Betriebsstätte im Sinne von 
§ 12 der Abgabenordnung (AO) im Land Branden-
burg unterhalten, und Freiberuflerinnen und Frei-
berufler sowie Einzelunternehmerinnen und Ein-
zelunternehmer, die im Land Brandenburg einkom-
mensteuerpflichtig sind oder eine Betriebsstätte mit 
mindestens einer oder einem Beschäftigten im 
Land Brandenburg unterhalten,

-	 rechtsfähige Vereine mit Sitz oder einer Außenstelle 
im Land Brandenburg,

-	 öffentliche und freie Trägerinnen beziehungsweise 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe mit Sitz oder 
einer Außenstelle im Land Brandenburg.

2.2.2.2 	 Die Zuwendungsempfangenden müssen zum Zeit-
punkt der Bewilligung der Beihilfen ihren Sitz, min-
destens jedoch eine Betriebsstätte oder Niederlassung 
im Land Brandenburg haben.

2.2.2.3	 Ausgenommen von der Förderung sind 

-	 Zuwendungen im Anwendungsbereich des Arti-
kels 1 Absatz 2 bis 5 AGVO,

-	 Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 
auf Grund eines früheren Beschlusses der Kom-
mission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer 
von demselben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe 
und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt 
nicht nachgekommen sind, 

-	 Unternehmen in Schwierigkeiten nach Artikel 2 
Nummer 18 AGVO. Abweichend hiervon sind För-
derungen von Unternehmen möglich, die am  
31. Dezember 2019 keine Unternehmen in Schwie-
rigkeiten waren, aber während des Zeitraums vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2021 zu Un-
ternehmen in Schwierigkeiten wurden.

https://ilb.de
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2.2.3	 Zuwendungsvoraussetzungen

2.2.3.1	 Gefördert werden berufliche Weiterbildungsmaßnah-
men für 

-	 Beschäftigte und mitarbeitende (Betriebs-/Unter-
nehmens-)Inhaberinnen und Inhaber2, 

-	 ehren- und hauptamtlich Tätige in rechtsfähigen 
Vereinen sowie innerhalb von Trägerinnen bezie-
hungsweise Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, 

-	 Freiberuflerinnen und Freiberufler sowie Einzel-
unternehmerinnen und Einzelunternehmer.

2.2.3.2	 Ausgeschlossen von der Förderung ist die Teilnahme 
an Maßnahmen, zu deren Durchführung die Arbeitge-
berin beziehungsweise der Arbeitgeber auf Grund von 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union sowie 
bundes- oder landesrechtlicher Regelungen verpflich-
tet ist.

2.2.3.3 	 Der Antrag mit allen erforderlichen Inhalten, insbeson-
dere gemäß Artikel 6 Absatz 2 AGVO, muss vor Be-
ginn des Vorhabens gestellt worden sein.

2.2.4	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.2.4.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

2.2.4.2	 Finanzierungsart:	 Anteilfinanzierung

2.2.4.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

2.2.4.4	 Bemessungsgrundlage

	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für durch Dritte er-
brachte Weiterbildungen inklusive Prüfungsgebühren. 
Die zuwendungsfähigen Ausgaben sind durch schrift-
liche Unterlagen zu belegen, die klar, spezifisch und 
aktuell sein müssen.

	
2.2.4.5	 Höhe der Zuwendung

	 Die Förderung beträgt maximal 50 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben. Der beantragte Zuschuss muss 
mindestens 1 000 Euro betragen.  Für die Berechnung 
der Beihilfenintensität werden die Beträge vor Abzug 
von Steuern und sonstigen Abgaben herangezogen.

	 Eine Förderung kann je Zuwendungsempfangenden 
zweimal im Kalenderjahr erfolgen. Der Maßnahmen-
beginn ist entscheidend.	

2.2.4.6	 Nicht gefördert werden: 

-	 Auszubildende und/oder dual Studierende der An-
tragstellerin beziehungsweise des Antragstellers 
(jeweils außer ehrenamtlich Tätige),

-	 berufsabschlussbezogene Qualifikationen,

2	 (Betriebs-/Unternehmens-)Inhaberin beziehungsweise Inhaber im Sinne der 
Richtlinie ist jede Person, die an dem Unternehmen beteiligt ist und nicht 
Arbeitnehmerin beziehungsweise Arbeitnehmer ist.

-	 Maßnahmen, die der Erholung, der Unterhaltung, 
der privaten Haushaltsführung, der sportlichen 
oder künstlerischen Betätigung dienen. Weiterhin 
sind Schulungen zu Produkten ausgeschlossen, die 
bereits im Preis des Produktes inbegriffen sind 
oder die im Rahmen von Serviceverträgen ver-
bindlich festgelegt sind. Ebenso von der Förde-
rung ausgeschlossen sind Kurse, die dem Erwerb 
von Fahrerlaubnissen (ausgenommen Bedienbe-
rechtigungen) dienen, sowie Maßnahmen der 
Steuer-, Rechts- oder Unternehmensberatung,

-	 Fachtagungen,
-	 Maßnahmen mit spirituellen als auch esoterisch 

orientierten Bildungsinhalten,
-	 Antragstellende als auch Maßnahmen, die Inhalte 

oder Methoden oder die Technologie von L. Ron 
Hubbard anwenden und/oder die menschenverach-
tendes, rassistisches, extremistisches oder sexis
tisches Gedankengut lehren oder in sonstiger Weise 
verbreiten,

-	 Mehrwertsteuer, sofern eine Vorsteuerabzugsbe-
rechtigung besteht.

2.2.5	 Verfahren

2.2.5.1	 Antragsverfahren

	 Anträge auf Förderung einschließlich der erforder
lichen Anlagen sind über das Internetportal der Bewil-
ligungsbehörde Investitionsbank des Landes Branden-
burg (ILB) zu stellen (siehe Online-Antragsverfahren 
unter www.ilb.de). Nach elektronischer Antragsein-
gangsbestätigung der ILB ist vor Bewilligung eine ver-
bindliche Anmeldung, der Abschluss eines Weiterbil-
dungsvertrages oder die Teilnahme an der Weiterbil-
dung förderunschädlich möglich. Damit erfolgt keine 
Zusicherung einer Zuwendung im Sinne des § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Brandenburg in Verbindung mit § 38 Absatz 1 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes. In diesen Fällen 
liegt jedoch das Risiko bei den Antragstellenden, die 
Zuwendung nicht, nicht in der beantragten Höhe oder 
nicht zu dem beantragten Zeitpunkt zu erhalten. Erst mit 
der Bestandskraft des Zuwendungsbescheides stehen 
die Höhe der Zuwendung und deren Bedingungen fest.

2.2.5.2	 Bewilligungsverfahren

	 Über die Gewährung der Zuwendung entscheidet die 
Bewilligungsbehörde. Die Grundlage für die Bewilli-
gung bilden der Antrag und die dazu einzureichenden 
Anlagen (Darstellung der notwendigen Vorhabenbe-
standteile mit konkreten Kostenaufstellungen). Maß-
geblich für die Beurteilung der Zuwendungsfähigkeit 
des Vorhabens ist die Sach- und Rechtslage zum Zeit-
punkt der Entscheidung über die Bewilligung der För-
derung.

2.2.5.3	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Abweichend von VV Nr. 7.5 zu § 44 LHO sowie Nr. 1.4 
ANBest-EU 21 in der jeweils geltenden Fassung wird 

https://ilb.de
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die Zuwendung erst nach Abschluss der Verwendungs-
nachweisprüfung in Abhängigkeit vom Prüfergebnis in 
einer Summe ausgezahlt (Erstattungsprinzip).

	 Die Anforderung der Zuwendung erfolgt grundsätzlich 
als Bestandteil des Verwendungsnachweises. 

2.2.5.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung erfolgt 
online über das Internetportal der ILB. Die dort bereit-
gestellten Formulare sind zu verwenden.

	 Mit dem Verwendungsnachweis sind durch die Zu-
wendungsempfangenden unaufgefordert zur Erfolgs-
kontrolle folgende Unterlagen einzureichen:

-	 eine Teilnahmebestätigung des Weiterbildungsan-
bieters, 

-	 ein Sachbericht mit folgenden zusätzlichen Anga-
ben:

-	 Aussagen zur Beachtung des Gender-Mainstrea
ming-Prinzips sowie des bereichsübergreifen-
den Grundsatzes der Nichtdiskriminierung und

-	 gegebenenfalls Darstellung spezifischer Aktivi-
täten und erreichter Ergebnisse in Bezug auf die 
bereichsübergreifenden Grundsätze Gleichstel-
lung der Geschlechter, Nichtdiskriminierung 
sowie nachhaltige Entwicklung.

2.3	 Servicepaket für Ansiedlung, Erweiterung und Um-
strukturierung in Unternehmen

2.3.1	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert wird die Teilnahme von Beschäftigten an 
beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen in Unterneh-
men auf Basis dargelegter betrieblicher Qualifizie-
rungsbedarfe zur Unterstützung 

-	 von Ansiedlungsvorhaben neuer Unternehmen und 
der Schaffung von Arbeitsplätzen

-	 von Erweiterungsinvestitionen bestehender Unter-
nehmen und der Schaffung zusätzlicher Arbeits-
plätze oder

-	 von grundlegenden Umstrukturierungen in den Or-
ganisationsstrukturen und bei technischen Anlagen 
von bestehenden Unternehmen, die der Sicherung 
gefährdeter Arbeitsplätze dienen.

2.3.2	 Zuwendungsempfangende

2.3.2.1	 Zuwendungsempfangende sind Unternehmen, die eine 
Betriebsstätte im Sinne von § 12 der Abgabenordnung 
(AO) im Land Brandenburg unterhalten.

2.3.2.2	 Die Zuwendungsempfangenden müssen zum Zeit-
punkt der Bewilligung der Beihilfen ihren Sitz, min-

destens jedoch eine Betriebsstätte oder Niederlassung, 
im Land Brandenburg haben.

2.3.2.3	 Ausgenommen von der Förderung sind 

-	 Zuwendungen im Anwendungsbereich des Arti-
kels 1 Absatz 2 bis 5 AGVO,

-	 Unternehmen, die einer Rückforderungsanord-
nung auf Grund eines früheren Beschlusses der 
Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit 
einer von demselben Mitgliedstaat gewährten Bei-
hilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnen-
markt nicht nachgekommen sind, 

-	 Unternehmen in Schwierigkeiten nach Artikel 2 
Nummer 18 AGVO. Abweichend hiervon sind 
Förderungen von Unternehmen möglich, die am 
31. Dezember 2019 keine Unternehmen in Schwie-
rigkeiten waren, aber während des Zeitraums vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2021 zu Un-
ternehmen in Schwierigkeiten wurden.

2.3.3	 Zuwendungsvoraussetzungen

2.3.3.1	 Förderfähig ist die Teilnahme an beruflichen Weiter-
bildungsmaßnahmen von Beschäftigten, die in einer 
Betriebsstätte im Land Brandenburg tätig sind.

2.3.3.2	 Ausgeschlossen von der Förderung ist die Teilnahme 
an Maßnahmen, zu deren Durchführung die Arbeit
geberin beziehungsweise der Arbeitgeber auf Grund 
von Rechtsvorschriften der Europäischen Union sowie 
bundes- oder landesrechtlicher Regelungen verpflich-
tet ist.

2.3.3.3	 Eine Förderung setzt eine erhebliche arbeitspolitische 
beziehungsweise eine besonders erhebliche arbeitspo-
litische Bedeutung für das Land Brandenburg voraus3.

2.3.4	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.3.4.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

2.3.4.2	 Finanzierungsart:	 Anteilfinanzierung

2.3.4.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

2.3.4.4	 Bemessungsgrundlage:

	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für:

a)	 durch Dritte erbrachte Weiterbildungsleistungen 
inklusive Prüfungsgebühren. Die zuwendungsfä-
higen Ausgaben sind durch schriftliche Unterlagen 
zu belegen, die klar, spezifisch und aktuell sein 
müssen.

b)	 betriebsinterne Weiterbildungen bei Vorliegen einer 
besonders erheblichen arbeitspolitischen Bedeu-

3	 Nähere Hinweise dazu im Internetportal der ILB im entsprechenden Merk-
blatt.
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tung für das Land Brandenburg. In diesen Fällen 
sind ausschließlich die für die Freistellung der Teil-
nehmenden für Weiterbildungen während der Ar-
beitszeit entstehenden Personalausgaben in Höhe 
der Freistellungspauschale nach Artikel 53 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) 2021/1060 für 
aus dem ESF+ kofinanzierte Maßnahmen zuwen-
dungsfähig.

2.3.4.5	 Höhe der Zuwendung

	 Die Höhe der Zuwendung ist gestaffelt nach der Unter-
nehmensgröße gemäß Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 der Kommission4: kleine Unternehmen 
und mittlere Unternehmen bis zu 60 Prozent und große 
Unternehmen bis zu 50 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben. Für die Berechnung der Beihilfeninten-
sität werden die Beträge vor Abzug von Steuern und 
sonstigen Abgaben herangezogen. Der beantragte Zu-
schuss muss mindestens 1 000 Euro betragen. Eine 
Einzelförderung auf Grundlage dieser Förderrichtlinie 
ist auf maximal 2 Millionen Euro pro Unternehmen 
beziehungsweise Vorhaben begrenzt.

2.3.4.6	 Nicht gefördert werden: 

-	 Auszubildende und/oder dual Studierende der An-
tragstellerin beziehungsweise des Antragstellers 
sowie im Unternehmen tätige Betriebsinhaberin-
nen und -inhaber, 

-	 berufsabschlussbezogene Qualifikationen,
-	 Maßnahmen, die der Erholung, der Unterhaltung, 

der privaten Haushaltsführung, der sportlichen 
oder künstlerischen Betätigung dienen. Weiterhin 
sind Schulungen zu Produkten ausgeschlossen, die 
bereits im Preis des Produktes inbegriffen sind 
oder die im Rahmen von Serviceverträgen ver-
bindlich festgelegt sind. Ebenso von der Förde-
rung ausgeschlossen sind Kurse, die dem Erwerb 
von Fahrerlaubnissen (ausgenommen Bedienbe-
rechtigungen) dienen, sowie Maßnahmen der 
Steuer-, Rechts- oder Unternehmensberatung,

-	 Fachtagungen,
-	 Maßnahmen mit spirituellen als auch esoterisch 

orientierten Bildungsinhalten,
-	 Antragstellende als auch Maßnahmen, die Inhalte 

oder Methoden oder die Technologie von L. Ron 
Hubbard anwenden und/oder die menschenverach-
tendes, rassistisches, extremistisches oder sexis
tisches Gedankengut lehren oder in sonstiger Weise 
verbreiten,

4	 Kleine Unternehmen sind Unternehmen, die weniger als 50 Personen be-
schäftigen und einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von 
höchstens 10 Millionen Euro ausweisen. Mittlere Unternehmen sind Un-
ternehmen, die mindestens 50 und weniger als 250 Personen beschäftigen 
und einen Jahresumsatz von mehr als 10 Millionen Euro, aber höchstens  
50 Millionen Euro, oder eine Jahresbilanzsumme von mehr als 10 Millionen 
Euro, aber höchstens 43 Millionen Euro, ausweisen.

-	 Mehrwertsteuer, sofern eine Vorsteuerabzugsbe-
rechtigung besteht.

2.3.5	 Verfahren

2.3.5.1	 Antragsverfahren

	 Vor Antragstellung ist die Wirtschaftsförderung Land 
Brandenburg GmbH (WFBB), Koordination für An-
siedlung und Erweiterung, zu kontaktieren.

	 Anträge auf Förderung einschließlich der erforder
lichen Anlagen sind im Anschluss über das Internet-
portal der Bewilligungsbehörde Investitionsbank des 
Landes Brandenburg (ILB) mindestens sechs Wochen 
vor Beginn der geplanten Maßnahme zu stellen (siehe 
Online-Antragsverfahren unter www.ilb.de).

2.3.5.2	 Bewilligungsverfahren

	 Über die Gewährung der Zuwendung entscheidet die 
Bewilligungsbehörde. Die Grundlage für die Bewil
ligung bilden der Antrag und die dazu einzureichenden 
Anlagen (Darstellung der notwendigen Vorhabenbe-
standteile mit konkreten Kostenaufstellungen). Maß-
geblich für die Beurteilung der Zuwendungsfähigkeit 
des Vorhabens ist die Sach- und Rechtslage zum Zeit-
punkt der Entscheidung über die Bewilligung der För-
derung.

2.3.5.3	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittelan-
forderung gemäß Nummer 1.4 ANBest-EU 21 in der 
jeweils geltenden Fassung im Erstattungsprinzip. Die 
Anforderung der Mittel erfolgt online über das Inter-
netportal der ILB. Für die Anforderung bewilligter Zu-
wendungen ist das dort bereitgestellte Formular „Mit-
telanforderung“ zu verwenden. 

2.3.5.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung erfolgt 
online über das Internetportal der ILB. Die dort bereit-
gestellten Formulare sind zu verwenden.

	 Mit dem Verwendungsnachweis sind durch die Zu-
wendungsempfangenden unaufgefordert zur Erfolgs-
kontrolle folgende Unterlagen einzureichen:

-	 eine Teilnahmebestätigung des Weiterbildungsan-
bieters beziehungsweise bei betriebsinternen Wei-
terbildungen des antragstellenden Unternehmens,

-	 bei betriebsinternen Weiterbildungen ist von den 
Teilnehmenden die Teilnahme durch deren Unter-
schrift zu bestätigen,

https://ilb.de
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-	 ein Sachbericht mit folgenden zusätzlichen Anga-
ben:

-	 Aussagen zur Beachtung des Gender-Main-
streaming-Prinzips sowie des bereichsüber-
greifenden Grundsatzes der Nichtdiskriminie-
rung und

-	 gegebenenfalls Darstellung spezifischer Akti-
vitäten und erreichter Ergebnisse in Bezug auf 
die bereichsübergreifenden Grundsätze Gleich-
stellung der Geschlechter, Nichtdiskriminie-
rung sowie nachhaltige Entwicklung.

2.4 	 Aufbau von akademischen Weiterbildungsangeboten

2.4.1 	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert wird die Entwicklung und Einrichtung zu-
sätzlicher weiterbildender Studienangebote - Studien-
gänge oder Studiengangsmodule - an den staatlichen 
Hochschulen des Landes Brandenburg. 

2.4.2 	 Zuwendungsempfangende sind die staatlichen Hoch-
schulen nach dem Brandenburgischen Hochschulge-
setz.

2.4.3	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.4.3.1	 Zuwendungsart:	 Projektförderung

2.4.3.2	 Finanzierungsart:	 Fehlbedarf

2.4.3.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

2.4.3.4	 Bemessungsgrundlage

	 Gefördert werden Vorhaben von bis zu drei Jahren 
Laufzeit und mit bis zu 150 000 Euro Gesamtausga-
ben. Die förderfähigen Gesamtausgaben umfassen:

a)	 die direkten Personalausgaben der Zuwendungs-
empfangenden und

b)	 die restlichen Ausgaben, die bemessen werden 
über eine vereinfachte Kostenoption nach Artikel 56 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 in Höhe 
von 40 Prozent der direkten Personalausgaben 
nach Buchstabe a.

2.4.3.5	 Höhe der Zuwendung

	 Die Zuwendung beträgt maximal 60 Prozent der för-
derfähigen Gesamtausgaben. 

2.4.3.6	 Nicht gefördert werden:

	 Aus beihilfenrechtlichen Gründen ist die Förderung 
von Maßnahmen gemäß Nummer 2.4.1, die eine wirt-
schaftliche Tätigkeit darstellen, nicht möglich. 

	 Die nach Nummer 2.4.1 gewährten Förderungen stel-
len keine Beihilfen im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) dar. Eine Förderung wird nach den 
Vorgaben der Nummer 2.1.1 „Öffentliche Finanzie-
rung nichtwirtschaftlicher Tätigkeiten“ des FuEul-
Unionsrahmens der Mitteilung der Kommission 
2014/C 198/01 gewährt.

2.4.4	 Verfahren

2.4.4.1	 Antragsverfahren

	 Anträge auf Förderung einschließlich der erforder
lichen Anlagen sind zu bestimmten Stichtagen über 
das Internetportal der Bewilligungsbehörde Investi
tionsbank des Landes Brandenburg (ILB) zu stellen 
(siehe Online-Antragsverfahren unter www.ilb.de). 
Hier wird auch der jeweilige Stichtag für die Einrei-
chung der Anträge bekannt gegeben.

	 In den Anträgen sind Ausführungen zu den folgenden 
Punkten erforderlich:

-	 Darstellung der gemäß Nummer 1.5 der Richtlinie 
vorgesehenen gleichstellungsfördernden Aktionen,

-	 Zielstellung des Vorhabens und Beschreibung des 
geplanten Studienangebots,

-	 Zielgruppen, die mit dem Vorhaben angesprochen 
werden sollen,

-	 Übereinstimmung des Vorhabens mit dem Struk-
tur- und Entwicklungsplan der Hochschule und 
Beitrag zur Profilbildung der Hochschule,

-	 digitale Kompetenzen, die durch das Vorhaben 
entwickelt, aufgebaut und/oder gestärkt werden 
(sofern relevant),

-	 Darstellung, in welcher Weise durch das Vorhaben 
Maßnahmen gemäß Nummer 2.4.1 nachhaltig an 
der Hochschule implementiert werden sollen,

-	 Darstellung, welche Maßnahmen nach Num- 
mer 2.4.1 am Ende des Förderzeitraums konkret 
entwickelt und einsatzbereit sein sollen.

	 Dem Antrag ist eine plausible Finanzplanung beizufü-
gen, die jahresspezifisch auch die Teilprojekte der be-
antragten Maßnahme abbildet.

2.4.4.2	 Bewilligungsverfahren

	 Über die Gewährung der Zuwendung entscheidet die 
Bewilligungsbehörde unter Berücksichtigung eines 
fachlichen Votums des Ministeriums für Wissenschaft, 
Forschung und Kultur des Landes Brandenburg. Die 
Grundlage für die Bewilligung bilden der Antrag und 
die dazu einzureichenden Anlagen (Darstellung der 
notwendigen Vorhabenbestandteile mit konkreten 
Kostenaufstellungen). Maßgeblich für die Beurteilung 
der Zuwendungsfähigkeit des Vorhabens ist die Sach- 

https://ilb.de
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und Rechtslage zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Bewilligung der Förderung. 

2.4.4.3	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittelan-
forderung gemäß Nummer 1.4 ANBest-EU 21 in der 
jeweils geltenden Fassung im Erstattungsprinzip.

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das In-
ternetportal der ILB. Für die Anforderung bewilligter 
Zuwendungen ist das dort bereitgestellte Formular 
„Mittelanforderung“ zu verwenden.

2.4.4.4	 Verwendungsnachweis

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung erfolgt 
online über das Internetportal der ILB. Die dort bereit-
gestellten Formulare sind zu verwenden.

	 Der einzureichende Sachbericht muss folgende zusätz-
liche Angaben enthalten:

-	 Aussagen zur Beachtung des Gender-Mainstrea-
ming-Prinzips sowie des bereichsübergreifenden 
Grundsatzes der Nichtdiskriminierung und

-	 gegebenenfalls Darstellung spezifischer Aktivitä-
ten und erreichter Ergebnisse in Bezug auf die be-
reichsübergreifenden Grundsätze Gleichstellung 
der Geschlechter, Nichtdiskriminierung sowie 
nachhaltige Entwicklung.

3	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

3.1	 Die Zuwendungen nach den Nummern 2.2 und 2.3 der 
Richtlinie werden nach Artikel 31 AGVO gewährt.

3.2	 Kumulierung

	 Die Zuwendung darf die nach den beihilfenrechtlichen 
Vorschriften der Europäischen Union maximal zulässi-
ge Beihilfenintensität oder den maximal zulässigen 
Beihilfenbetrag bei Kumulierung verschiedener För-
derungen nicht überschreiten. Auf die Kumulierungs-
vorschrift des Artikels 8 AGVO wird verwiesen. 

3.3	 Pflichten zur Transparenz gemäß AGVO 

	 Es wird darauf hingewiesen, dass Informationen über 
jede Einzelbeihilfe nach den Nummern 2.2 und 2.3 
dieser Richtlinie von über 500 000 Euro auf einer aus-
führlichen Beihilfen-Website der Europäischen Kom-
mission veröffentlicht werden (https://webgate.ec.
europa.eu/competition/transparency/public?lang=de).

3.4	 Pflichten zur Transparenz und Kommunikation

	 Gemäß den Artikeln 49 und 50 der Verordnung (EU) 
2021/1060 sind die Begünstigten einer Förderung aus 
dem ESF+ verpflichtet, bei allen Kommunikations- 
und Sichtbarkeitsmaßnahmen auf die Unterstützung 

aus dem ESF+ hinzuweisen, während der Durchfüh-
rung der Maßnahmen die Öffentlichkeit (insbesondere 
im Internet, gegenüber den Medien und durch Plaka-
tierung im Objekt) über die Unterstützung aus dem 
ESF+ zu informieren und die Teilnehmenden der ge-
förderten Maßnahmen über die Finanzierung durch 
den ESF+ zu unterrichten. Dabei ist auf die Förderung 
des Landes Brandenburg aus Mitteln des ESF+ so hin-
zuweisen, dass die fördernde Rolle des Landes Bran-
denburg und der Europäischen Union für die Aktivi
täten nach dieser Richtlinie zum Ausdruck gebracht 
wird. Das „Merkblatt Transparenz und Kommunika
tion in der Förderperiode 2021-2027“ mit detaillierten 
Angaben zu den Vorgaben sowie Arbeitshilfen und 
Unterstützungsangeboten sind auf der Website https://
esf.brandenburg.de veröffentlicht. Das Merkblatt ist 
für die Zuwendungsempfangenden verbindlich. 

	 Die Begünstigten stellen der Europäischen Union auf 
Ersuchen das Kommunikations- und Sichtbarkeitsma-
terial zur Verfügung und erteilen der Union eine unent-
geltliche, nichtausschließliche und unwiderrufliche 
Lizenz zur Nutzung solchen Materials und jedweder 
damit zusammenhängender bereits bestehender Rech-
te gemäß Anhang IX der Verordnung (EU) 2021/1060, 
sofern dies nicht erhebliche Zusatzkosten oder Verwal-
tungsaufwand verursacht. 

3.5	 Liste der Vorhaben

	 Gemäß Artikel 49 Absatz 3 Satz 3 der Verordnung 
(EU) 2021/1060 ist eine Liste der Vorhaben, wie in 
dem nachfolgenden Zitat dargestellt, zu führen.

	 „Die Liste enthält folgende Daten:

a)	 bei juristischen Personen Name des Begünstigten; 
bei einer öffentlichen Auftragsvergabe Name des 
Auftragnehmers;

b)	 bei natürlichen Personen Vor- und Nachname des 
Begünstigten;

c)	 […];
d)	 Bezeichnung des Vorhabens;
e)	 Zweck und erwartete oder tatsächliche Errungen-

schaften des Vorhabens;
f)	 Datum des Beginns des Vorhabens;
g)	 voraussichtliches oder tatsächliches Datum des 

Abschlusses des Vorhabens; 
h)	 Gesamtkosten des Vorhabens;
i)	 betroffener Fonds;
j)	 betroffenes spezifisches Ziel;
k)	 Kofinanzierungssatz der Union;
l)	 Standortindikator oder Geolokalisierung für das 

Vorhaben und das betroffene Land;
m)	 bei Vorhaben ohne festen Standort oder Vorhaben 

mit mehreren Standorten den Standort des Begüns-
tigten, wenn der Begünstigte eine juristische Person 
ist, beziehungsweise die Region auf NUTS-2-Ebe-
ne, wenn der Begünstigte eine natürliche Person ist;

n)	 Art der Intervention für das Vorhaben gemäß Arti-
kel 73 Absatz 2 Buchstabe g.“

https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public%3Flang%3Dde
https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public%3Flang%3Dde
https://esf.brandenburg.de
https://esf.brandenburg.de
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	 Die Begünstigten einer Förderung aus dem ESF+ er-
klären sich bei Annahme der Finanzierung damit ein-
verstanden, dass sie in die zu veröffentlichende Liste 
der Vorhaben aufgenommen werden.

3.6	 Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung 
der Entwicklung der Förderung, zur begleitenden und 
abschließenden Erfolgskontrolle sowie zur Beglei-
tung, Bewertung, Finanzverwaltung und Überprüfung/
Prüfung der Förderung gemäß bestehenden und vorbe-
haltlich noch zu erlassenden EU-Bestimmungen für 
den Strukturfondsförderzeitraum 2021-2027 erfasst 
und speichert die Investitionsbank des Landes Bran-
denburg (ILB) statistische Daten, einschließlich Anga-
ben zu den teilnehmenden Personen und Unterneh-
men, in elektronischer Form und fordert hierfür die 
entsprechenden Erklärungen von den Teilnehmenden 
ab. Das betrifft insbesondere Informationen zu den 
Antragstellenden und Zuwendungsempfangenden 
(wirtschaftlich Berechtigten), den beantragten und ge-
förderten Maßnahmen sowie den geförderten Unter-
nehmen und Personen (Teilnehmende).  

	 Mit dem Antrag erklären sich die Antragstellenden da-
mit einverstanden, die notwendigen Daten für die Pro-
jektbegleitung, Projektbewertung und Evaluierung, 
Projektfinanzverwaltung sowie Überprüfung und Prü-
fung zu erheben, zu speichern und an die beauftragten 
Stellen weiterzuleiten. Die Erfüllung der Berichts-
pflichten sowie die Erhebung und Verarbeitung der 
Daten ist wesentliche Fördervoraussetzung und not-
wendig für den Abruf von Fördermitteln des Landes 
Brandenburg bei der Europäischen Kommission und 
deren Auszahlung an die Fördermittelempfangenden.

	 Die Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, die 
genannten sowie gegebenenfalls weitere für die Evalu-
ierung erforderliche Daten zu erheben und der Bewil-
ligungsbehörde zu vorgegebenen Zeitpunkten zu über-
mitteln. Bei der Erhebung und Verarbeitung personen-
bezogener Daten müssen die datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) und des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes beachtet werden.

	 Die Zuwendungsempfangenden sind zudem verpflich-
tet, mit den für das Monitoring und die Evaluierung 
der Förderungen beauftragten Stellen zusammenzuar-
beiten. Weitere Hinweise zu den Pflichten der Zuwen-
dungsempfangenden hinsichtlich Monitoring und Eva-
luation der Förderung stellt die ILB im Webportal zur 
Verfügung. 

	 Fehlende Daten können für die Zuwendungsempfan-
genden Zahlungsaussetzungen bis hin zur Aufhebung 
der Bewilligung zur Folge haben.

3.7	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§ 44 LHO und die ANBest-EU in der jeweils geltenden 
Fassung, soweit nicht in dieser Richtlinie beziehungs-
weise im Zuwendungsbescheid Abweichungen zuge-
lassen worden sind. 

	 Über die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten die 
Regelungen der EU für den Strukturfondsförderzeit-
raum 2021-2027 (EU-Verordnungen, die dazugehö-
renden delegierten Rechtsakte und Durchführungsbe-
stimmungen) in der zum Zeitpunkt der Entscheidung 
jeweils geltenden Fassung. Daraus ergeben sich Be-
sonderheiten, insbesondere hinsichtlich der Auszah-
lung, des Abrechnungsverfahrens, der Aufbewah-
rungsfristen und der Prüfrechte, die im Zuwendungs-
bescheid den Zuwendungsempfangenden im Einzel-
nen mitgeteilt werden.

	 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Bele-
ge und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern so-
wie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche 
Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen 
zu lassen. Die Zuwendungsempfangenden haben die 
erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die not-
wendigen Auskünfte zu erteilen.

	 Der Landesrechnungshof ist gemäß § 88 Absatz 1 und 
§ 91 LHO zur Prüfung berechtigt. Des Weiteren sind 
der Europäische Rechnungshof, die Europäische 
Kommission, die für den ESF+ in Brandenburg zu-
ständige Verwaltungs-, Bescheinigungs- und Prüfbe-
hörde sowie deren beauftragte Dritte berechtigt, bei 
den Zuwendungsempfangenden zu prüfen. Die Zu-
wendungsempfangenden sind verpflichtet, diesen Stel-
len im Rahmen der Überprüfung Einblick in die Ge-
schäftsunterlagen und Zugang zu den Geschäftsräu-
men zu gewähren und alle in Zusammenhang mit der 
Verwendung der Zuwendung stehenden Auskünfte zu 
erteilen.

3.8	 Subventionserhebliche Tatsachen

	 Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz 
vom 11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für 
Leistungen nach Landesrecht, die Subventionen im 
Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches sind, die §§ 2 
bis 6 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 
(BGBl. I S. 2034, 2037).

	 Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antrag-
stellenden in geeigneter Weise deutlich zu machen, 
dass es sich bei den Zuwendungen in der gewerblichen 
Wirtschaft um Subventionen im Sinne von § 264 StGB 
handelt. Die subventionserheblichen Tatsachen im 
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Sinne des § 264 StGB werden den Zuwendungsemp-
fangenden im Rahmen des Antrags- und Bewilligungs-
verfahrens als subventionserheblich bezeichnet. 

4	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	 Diese Förderrichtlinie tritt mit Unterzeichnung in 
Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2024 außer Kraft.

Richtlinie des Ministeriums für Wirtschaft, 
Arbeit und Energie des Landes Brandenburg

„Willkommen in Brandenburg“ (WIB) -
Ein Beratungsservice für Menschen 

mit Migrationsgeschichte

Vom 29. September 2022

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1	Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinie, der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) und der dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften 
(VV) sowie des Programms des Landes Brandenburg für 
den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) in der Förder-
periode 2021-2027, einschließlich

	
-	 der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemein-
samen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds 
Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerech-
ten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fische-
rei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvor-
schriften für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- 
und Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicher-
heit und das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich 
Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABl. L 231 vom 
30.6.2021, S. 159), 

-	 der Verordnung (EU) 2021/1057 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur Einrich-
tung des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 
(ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 21) 

	 in den jeweils geltenden Fassungen, Zuwendungen für einen 
Beratungsservice für Menschen mit Migrationsgeschichte1.

1.2	Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein Rechtsan-
spruch. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde auf 
Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.

1.3 	Die Förderungen nach dieser Richtlinie werden entspre-
chend den Voraussetzungen des Beschlusses der Kommis-

1	 Als Menschen mit Migrationsgeschichte werden hier alle Menschen mit 
internationalen Wurzeln verstanden; das sind Menschen, die selbst oder 
mindestens eines derer Elternteile nach Deutschland eingewandert sind be-
ziehungsweise ist, unabhängig von der Staatsangehörigkeit, von der Dauer 
des Aufenthalts im Land Brandenburg sowie vom Aufenthaltsstatus.

sion 2012/21/EU vom 20. Dezember 2011 über die Anwen-
dung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union auf staatliche Beihilfen 
in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter 
Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) be-
traut sind (ABl. L 7 vom 11.1.2012, S. 3, im Folgenden: 
„DAWI-Freistellungsbeschluss“), gewährt. Der nach Arti-
kel 4 des Freistellungsbeschlusses erforderliche Betrau-
ungsakt setzt sich aus der vorliegenden Förderrichtlinie 
sowie den jeweiligen Zuwendungsbescheiden zusammen.

1.4	Ziel der Förderung ist es, Anlauf- und Beratungsstellen für 
Menschen mit Migrationsgeschichte aufzubauen und vor-
zuhalten. Sie sollen die Beschäftigungsfähigkeit von Men-
schen mit Migrationsgeschichte erhöhen. Diese Stellen sol-
len dazu beitragen, eine Transparenz über die vor Ort exis-
tierenden Angebote und konkreten Hilfestellungen zu den 
Themen Arbeiten, Leben, Familie, Schule, Wohnen, Frei-
zeit, Bildung, Gesundheit und Alltag herzustellen und Men-
schen mit Migrationsgeschichte in der Anfangszeit nach der 
Einwanderung durch ein individuelles Integrationsmanage-
ment bei der Aufnahme einer Beschäftigung zu unterstüt-
zen. Menschen mit Migrationsgeschichte, darunter Ge-
flüchtete, die bereits im Land Brandenburg leben, sollen bei 
der Qualifizierung, dem Einstieg in die Ausbildung und in 
die Arbeit sowie bei allen alltäglichen Fragen bei Bedarf 
unterstützt werden. Damit wird ein Beitrag zur beruflichen 
und sozialen Integration sowie zu einer alle Lebensbereiche 
umfassenden Willkommenskultur vor Ort geleistet und die 
Haltefaktoren für den Verbleib im Land Brandenburg wer-
den gezielt gestärkt. 

	 Die geförderten Maßnahmen dienen sozialen und gemein-
nützigen Zwecken, die nicht oder nur in unzureichender 
Weise am Markt angeboten werden. Sie stellen Maßnah-
men zur sozialen Betreuung und Einbindung sozial schwa-
cher Bevölkerungsgruppen entsprechend Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe c des DAWI-Freistellungsbeschlusses dar. Es 
soll insbesondere die soziale Integration von in der Gesell-
schaft unterrepräsentierten Menschen erfolgen, für die ein 
entsprechendes Beratungs- und Betreuungsangebot auf 
dem Markt nicht in dem Maße angeboten wird, dass es in 
Anspruch genommen werden kann. 

1.5	Bei der Förderung von Vorhaben mit Mitteln aus den Euro-
päischen Strukturfonds sind die bereichsübergreifenden 
Grundsätze nach Artikel 9 der Verordnung (EU) 2021/1060 
zu berücksichtigen.

	 Die Achtung der Grundrechte und die Einhaltung der Char-
ta der Grundrechte der Europäischen Union ist bei der ge-
samten Umsetzung der Förderung zu gewährleisten.

1.6	Der Grundsatz der Gleichstellung der Geschlechter ist ein-
zuhalten. Dabei ist das Gender-Mainstreaming-Prinzip an-
zuwenden, wonach die durchgängige Berücksichtigung der 
Geschlechtergleichstellung und die Einbeziehung der Ge-
schlechterperspektive während der gesamten Vorbereitung, 
Durchführung, Begleitung und Evaluierung der Maßnahme 
sowie der Berichterstattung darüber berücksichtigt und ge-
fördert werden. 

	



954 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 48 vom 7. Dezember 2022

	 Die vorgesehenen gleichstellungsfördernden Aktionen sind 
im Förderantrag darzustellen und die erzielten Ergebnisse 
sind in der Berichterstattung zu dokumentieren. 

1.7 	Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung aus Gründen des 
Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung ist während der Vorbereitung, 
Durchführung, Begleitung und Evaluierung von Maßnah-
men und der Berichterstattung darüber einzuhalten. Die 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen wird bei 
der gesamten Vorbereitung und Durchführung der Maßnah-
me berücksichtigt.

	 Die vorgesehenen Aktionen sind im Förderantrag darzu-
stellen und die erzielten Ergebnisse sind in der Bericht
erstattung zu dokumentieren. 

1.8	Der Grundsatz einer nachhaltigen Entwicklung, die den 
Zielen der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwick-
lung, dem Übereinkommen von Paris und dem Grundsatz 
der „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ Rech-
nung trägt, ist Bestandteil des ESF+-Programms. Der vor-
gesehene Beitrag einer Maßnahme zur nachhaltigen Ent-
wicklung ist im Förderantrag darzustellen und die erzielten 
Ergebnisse sind in der Berichterstattung zu dokumentieren.

2	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert werden:

2.1	Aufbau und Etablierung von Anlauf-/Beratungsstellen, die 
als kommunale Welcome Center die Fach- und Arbeitskräf-
teeinwanderung sowie die Arbeitsmarktintegration von hier 
lebenden Menschen mit Migrationsgeschichte, darunter 
Geflüchtete, lokal flankieren.

	
	 Im Fokus der Förderung steht die individuelle Unterstüt-

zung und Begleitung von ratsuchenden Menschen mit Mi
grationsgeschichte. Das umfasst in Abhängigkeit von den 
jeweiligen örtlichen Bedingungen insbesondere folgende 
Aufgaben:

-	 individuelle Unterstützung der Ratsuchenden im Rah-
men des bedarfsorientierten Integrationsmanagements, 
darunter Verweisberatung und individuelle Begleitung;

-	 intensive Begleitung der Fach- und Arbeitskräfte in der 
Anfangszeit nach der Einwanderung;

-	 Unterstützung der Ratsuchenden und insbesondere Ge-
flüchteten an den Schnittstellen unterschiedlicher Maß-
nahmen durch Verbesserung des Übergangsmanage-
ments sowie Abstimmung von Integrationsketten und 
Coaching;

-	 die Beratung zu Sprachförderangeboten;
-	 Zusammenarbeit mit überregionalen Netzwerken wie 

dem Netzwerk „Integration durch Qualifizierung“ (IQ) 
und dem Projektverbund „BleibNet proQuali“, mit den 
Jugendmigrationsdiensten und der Migrationsberatung 
für Erwachsene;

-	 enge Zusammenarbeit mit den zuständigen lokalen 
Ämtern und regionalen Netzwerken;

-	 Zusammenarbeit mit den lokalen Beratungsstrukturen 
und Verweis der Ratsuchenden auf diese bei Indizien 
auf Arbeitsausbeutung und/oder Diskriminierung 
(Fachstelle Migration und Gute Arbeit, Faire Integra
tion, Faire Mobilität, Flüchtlingsrat e. V., Opferpers-
pektive e. V. und weitere lokale Beratungsstellen).

	 Für die qualifikationsadäquate Beschäftigung von Men-
schen mit Migrationsgeschichte soll in der Beratung und in 
der Begleitung zur Arbeitsmarktintegration für die Aner-
kennung der beruflichen Abschlüsse aus dem Ausland so-
wie für Qualifizierung sensibilisiert werden, dabei verwei-
sen die Beratungsstellen auf die entsprechenden Akteure. 
Um Synergieeffekte mit bestehenden Förderprogrammen 
zu nutzen, haben die Zuwendungsempfangenden auf Zu-
sammenarbeit mit Projekten hinzuwirken, insbesondere zu 
den Programmen aus dem Programm des Bundes für den 
ESF+.

3	 Zuwendungsempfangende und Zuwendungsvorausset-
zung

	 Zuwendungsempfangende sind Gebietskörperschaften 
(Landkreise, kreisfreie Städte, Gemeinden, Verbundgemein-
den, Verbünde von Gebietskörperschaften, wobei nur eine 
Gebietskörperschaft - als Lead Partner - für den Verbund 
antragsberechtigt ist) des Landes Brandenburg. Die Weiter-
leitung der Fördermittel an Dritte ist nicht zugelassen. 

4	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

4.1	Zuwendungsart: 	 Projektförderung

4.2	Finanzierungsart:	 Anteilfinanzierung

4.3	Form der Zuwendung:	 Zuschuss 

4.4	Bemessungsgrundlage

	 Die förderfähigen Gesamtausgaben umfassen die projekt-
notwendigen Personal- und Sachausgaben des Zuwen-
dungsempfangenden. Sie werden wie folgt bemessen:

a)	 die direkten Personalausgaben bis zur Höhe der Ent-
geltgruppe 13 nach dem Traifvertrag der Länder (TV-L) 
mindestens analog Entgeltgruppe 9 TV-L.

b)	 die restlichen Ausgaben des Zuwendungsempfangen-
den, bemessen über eine Pauschale nach Artikel 56 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060, in Höhe von  
30 Prozent der förderfähigen direkten Personalausga-
ben nach Buchstabe a.

4.5	Die Laufzeit der Erstbewilligung beträgt bis zu drei Jahren 
mit der Option der Verlängerung.

4.6	Höhe der Zuwendung

	 Die Förderung beträgt maximal 80 Prozent der förderfähi-
gen Gesamtausgaben. Von den Zuwendungsempfangenden 
sind mindestens 20 Prozent der förderfähigen Gesamtaus-
gaben aus Eigenmitteln zu finanzieren. 
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5	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

5.1	Die Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, der Be-
willigungsbehörde, der Wirtschaftsförderung Land Bran-
denburg GmbH (WFBB) und dem Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Energie (MWAE) auch außerhalb der 
Verwendungsnachweisprüfung Auskünfte zu erteilen, die 
für die Beurteilung des Erfolgs der Förderung erforderlich 
sind. Hierfür erstellen die Zuwendungsempfangenden jähr-
lich zum Stichtag 31. Dezember einen Sachbericht. 

5.2 	Die Zuwendungsempfangenden müssen an Maßnahmen 
zur Qualitätssicherung mitwirken. Diese beinhalten zum 
Beispiel die Auswertung von Vor-Ort-Kontrollen der Be-
willigungsbehörde und von Vor-Ort-Besuchen der WFBB 
sowie die Teilnahme an Erfahrungsaustauschen und thema-
tischen Workshops, die Mitwirkung an möglichen wissen-
schaftlichen Evaluationen sowie die Aufbereitung von In-
formationen zu Projektzielen, -inhalten und -ergebnissen, 
damit diese der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wer-
den können. 

5.3	Die Zuwendungen werden als Ausgleichsleistungen für die 
Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse im Sinne von Artikel 106 Absatz 2 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
gewährt und erfolgen im Rahmen der Vorgaben des DAWI-
Freistellungsbeschlusses. Die Beschreibung des Aus-
gleichsmechanismus, der Parameter für die Berechnung 
sowie die Überwachung und Änderung der Ausgleichsleis-
tungen erfolgt im Rahmen des jeweiligen Zuwendungsbe-
scheides.

5.4	Pflichten zur Transparenz und Kommunikation

	 Gemäß den Artikeln 49 und 50 der Verordnung (EU) 
2021/1060 sind die Begünstigten einer Förderung aus dem 
ESF+ verpflichtet, bei allen Kommunikations- und Sicht-
barkeitsmaßnahmen auf die Unterstützung aus dem ESF+ 
hinzuweisen, während der Durchführung der Maßnahmen 
die Öffentlichkeit (insbesondere im Internet, gegenüber den 
Medien und durch Plakatierung im Objekt) über die Unter-
stützung aus dem ESF+ zu informieren und die Teilneh-
menden der geförderten Maßnahmen über die Finanzierung 
durch den ESF+ zu unterrichten. Dabei ist auf die Förde-
rung des Landes Brandenburg aus Mitteln des ESF+ so hin-
zuweisen, dass die fördernde Rolle des Landes Branden-
burg und der Europäischen Union für die Aktivitäten nach 
dieser Richtlinie zum Ausdruck gebracht wird. Das „Merk-
blatt Transparenz und Kommunikation in der Förderperio-
de 2021-2027“ mit detaillierten Angaben zu den Vorgaben 
sowie Arbeitshilfen und Unterstützungsangeboten sind auf 
der Website https://esf.brandenburg.de veröffentlicht. Das 
Merkblatt ist für die Zuwendungsempfangenden verbind-
lich. 

	 Die Begünstigten stellen der Europäischen Union auf Ersu-
chen das Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaterial zur 
Verfügung und erteilen der Union eine unentgeltliche, 
nichtausschließliche und unwiderrufliche Lizenz zur Nut-
zung solchen Materials und jedweder damit zusammenhän-

gender bereits bestehender Rechte gemäß Anhang IX der 
Verordnung (EU) 2021/1060, sofern dies nicht erhebliche 
Zusatzkosten oder Verwaltungsaufwand verursacht. 

5.5	Liste der Vorhaben

	 Gemäß Artikel 49 Absatz 3 Satz 3 der Verordnung (EU)  
Nr. 2021/1060 ist eine Liste der Vorhaben, wie in dem 
nachfolgenden Zitat dargestellt, zu führen. 

	 „Die Liste enthält folgende Daten:

a)	 bei juristischen Personen Name des Begünstigten; bei 
einer öffentlichen Auftragsvergabe Name des Auftrag-
nehmers;

b)	 bei natürlichen Personen Vor- und Nachname des Be-
günstigten;

c)	 […];
d)	 Bezeichnung des Vorhabens;
e)	 Zweck und erwartete oder tatsächliche Errungenschaf-

ten des Vorhabens;
f)	 Datum des Beginns des Vorhabens;
g)	 voraussichtliches oder tatsächliches Datum des Ab-

schlusses des Vorhabens; 
h)	 Gesamtkosten des Vorhabens;
i)	 betroffener Fonds;
j)	 betroffenes spezifisches Ziel;
k)	 Kofinanzierungssatz der Union;
l)	 Standortindikator oder Geolokalisierung für das Vorha-

ben und das betroffene Land;
m)	 bei Vorhaben ohne festen Standort oder Vorhaben mit 

mehreren Standorten den Standort des Begünstigten, 
wenn der Begünstigte eine juristische Person ist, bezie-
hungsweise die Region auf NUTS-2-Ebene, wenn der 
Begünstigte eine natürliche Person ist;

n)	 Art der Intervention für das Vorhaben gemäß Artikel 73 
Absatz 2 Buchstabe g.“

	 Die Begünstigten einer Förderung aus dem ESF+ erklären 
sich bei Annahme der Finanzierung damit einverstanden, 
dass sie in die zu veröffentlichende Liste der Vorhaben auf-
genommen werden.

5.6	Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung der 
Entwicklung der Förderung, zur begleitenden und abschlie-
ßenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung, Bewertung, 
Finanzverwaltung und Überprüfung/Prüfung der Förde-
rung gemäß bestehenden und vorbehaltlich noch zu erlas-
senden EU-Bestimmungen für den Strukturfondsförder-
zeitraum 2021-2027 erfasst und speichert die Investitions-
bank des Landes Brandenburg (ILB) statistische Daten in 
elektronischer Form. Das betrifft insbesondere Informatio-
nen zu den Antragstellenden und Zuwendungsempfangen-
den (wirtschaftlichen Eigentümern) sowie den beantragten 
und geförderten Maßnahmen und Personen.  

	 Mit dem Antrag erklären sich die Antragstellenden damit 
einverstanden, die notwendigen Daten für die Projektbe-
gleitung, Projektbewertung/Evaluierung, Projektfinanzver-
waltung und Überprüfung/Prüfung zu erheben, zu spei-
chern und an die beauftragten Stellen weiterzuleiten. Die 

https://esf.brandenburg.de
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Erfüllung der Berichtspflichten und Erhebung und Verar-
beitung der Daten ist wesentliche Fördervoraussetzung und 
notwendig für den Abruf von Fördermitteln des Landes 
Brandenburg bei der Europäischen Kommission und deren 
Auszahlung an die Fördermittelempfangenden.

	 Die Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, die ge-
nannten sowie gegebenenfalls weitere für die Evaluierung 
erforderliche Daten zu erheben und der Bewilligungsbehörde 
zu vorgegebenen Zeitpunkten zu übermitteln. Bei der Erhe-
bung und Verarbeitung personenbezogener Daten müssen die 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) und des Brandenburgischen Daten
schutzgesetzes beachtet werden.

	 Die Zuwendungsempfangenden sind zudem verpflichtet, 
mit den für das Monitoring und die Evaluierung der Förde-
rungen beauftragten Stellen zusammenzuarbeiten. Weitere 
Hinweise zu den Pflichten der Zuwendungsempfangenden 
hinsichtlich Monitoring und Evaluation der Förderung 
stellt die ILB im Webportal zur Verfügung. 

	 Fehlende Daten können für die Zuwendungsempfangenden 
Zahlungsaussetzungen bis hin zur Aufhebung der Bewilli-
gung zur Folge haben.

6	 Verfahren

6.1	Antragsverfahren

	 Anträge auf Förderung einschließlich des erforderlichen 
Konzepts (siehe Anlage) sind zu einem bestimmten Stich-
tag über das Internetportal der Bewilligungsbehörde ILB zu 
stellen (siehe Online-Antragsverfahren unter www.ilb.de). 
Hier wird auch der Stichtag für die Einreichung der Anträge 
bekannt gegeben. 

6.2	Bewilligungsverfahren

	 Über die Gewährung der Zuwendung entscheidet die ILB 
(Bewilligungsbehörde). Die Grundlage für die Bewilligung 
bilden der Antrag und die dazu einzureichenden Anlagen 
(Darstellung der notwendigen Vorhabenbestandteile mit 
konkreter Aufstellung der Ausgaben) sowie ein fachliches 
Votum der WFBB. Maßgeblich für die Beurteilung der Zu-
wendungsfähigkeit des Vorhabens ist die Sach- und Rechts-
lage zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Bewilligung 
der Förderung. 

6.3	Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittelanfor-
derung gemäß Nummer 1.4.a der Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen für Zuwendungen für aus den EU-Fonds im 
Rahmen von ESF+, EFRE (inklusive Interreg A), JTF und 
EMFAF finanzierte Vorhaben in der Förderperiode 2021 bis 
2027 (ANBest-EU 21) im Vorschussprinzip.

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das Internet-
portal der ILB. Für die Anforderung bewilligter Zuwendun-
gen ist das dort bereitgestellte Formular „Mittelanforde-
rung“ zu verwenden.

6.4	Verwendungsnachweisverfahren

	 Es sind ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff.  
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung erfolgt on-
line über das Internetportal der ILB.

6.5	Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO und die 
ANBest-EU 21 in der jeweils geltenden Fassung, soweit 
nicht in dieser Richtlinie beziehungsweise im Zuwen-
dungsbescheid Abweichungen zugelassen worden sind. 

	 Über die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten die Rege-
lungen der EU für den Strukturfondsförderzeitraum 2021-
2027 (EU-Verordnungen, die dazugehörenden delegierten 
Rechtsakte und Durchführungsbestimmungen) in der zum 
Zeitpunkt der Entscheidung jeweils geltenden Fassung.  
Daraus ergeben sich Besonderheiten, insbesondere hinsicht-
lich der Auszahlung, des Abrechnungsverfahrens, der Auf-
bewahrungsfristen und der Prüfrechte, die im Zuwendungs-
bescheid den Zuwendungsempfangenden im Einzelnen 
mitgeteilt werden.

	 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege 
und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die 
Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu 
prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die Zu-
wendungsempfangenden haben die erforderlichen Unterla-
gen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu ertei-
len.

	 Der Landesrechnungshof ist gemäß § 88 Absatz 1 und § 91 
LHO zur Prüfung berechtigt. Des Weiteren sind der Euro-
päische Rechnungshof, die Europäische Kommission, die 
für den ESF+ in Brandenburg zuständige Verwaltungs-, Be-
scheinigungs- und Prüfbehörde sowie deren beauftragte 
Dritte berechtigt, bei den Zuwendungsempfangenden zu 
prüfen. Die Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, 
diesen Stellen im Rahmen der Überprüfung Einblick in die 
Geschäftsunterlagen und Zugang zu den Geschäftsräumen 
zu gewähren und alle in Zusammenhang mit der Verwen-
dung der Zuwendung stehenden Auskünfte zu erteilen.

6.6	Subventionserhebliche Tatsachen

	 Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 
11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für Leistungen 
nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des § 264 des 
Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6 des Subven
tionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034, 2037).

	 Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antragstellen-
den in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es sich 

https://ilb.de
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bei den Zuwendungen in der gewerblichen Wirtschaft um 
Subventionen im Sinne von § 264 StGB handelt. Die sub-
ventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 StGB 
werden den Zuwendungsempfangenden im Rahmen des 
Antrags- und Bewilligungsverfahrens als subventionserheb
lich bezeichnet. 

7	 Geltungsdauer 

	 Diese Förderrichtlinie tritt mit Unterzeichnung in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2028 außer Kraft.

Anlage zu Nummer 6.1 der Richtlinie des Ministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit und Energie zur Förderung „Willkom-
men in Brandenburg“ (WIB) - Ein Beratungsservice für 
Menschen mit Migrationsgeschichte 

Anforderungen an die einzureichenden Konzepte, Bewer-
tungskriterien und Gewichtung bei der fachlichen Bewer-
tung  

I.	 Anforderungen an die einzureichenden Konzepte

Anträge sind über das Kundenportal der Investitionsbank des 
Landes Brandenburg (ILB) zu stellen. 

Konzept als Grundlage für eine Projektförderung

Im Zuge der Antragstellung ist ein aussagefähiges Konzept ein-
zureichen, das Angaben zu den Zielsetzungen, zur inhaltlichen 
Umsetzung, zu zentralen Arbeitsschritten sowie zu Zeithori-
zonten (Arbeits- und Zeitplan) enthalten muss. Es ist darzustel-
len, wie der Zuwendungszweck erfüllt werden soll. Das Kon-
zept soll 12 Seiten (ohne Anlagen und Deckblatt) nicht über-
schreiten und in der Schriftart Arial mit der Schriftgröße 12 und 
einem Zeilenabstand 1,0 erstellt werden. Dabei ist folgende 
Gliederung verbindlich:

1	 Darstellung der Trägereignung, des Einzugsgebietes für das 
geplante Projekt sowie des Personaleinsatzes

2	 Inhaltliche Projektkonzeption: Methodischer Ansatz, Dar-
stellung der Ausgangssituation, Mehrwert des WIB-Pro-
jekts

3	 Darstellung der Zusammenarbeit mit den relevanten Akteu-
ren

4	 Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze: 
Gleichstellung der Geschlechter, Nichtdiskriminierung so-
wie nachhaltige Entwicklung

5	 Darstellung der geplanten Öffentlichkeitsarbeit
6	 Beschreibung der Arbeitsplanung, des Projektcontrollings 

sowie der Qualitätssicherung

1	 Darstellung der Trägereignung, des Einzugsgebietes für 
das geplante Projekt sowie des Personaleinsatzes 

Der oder die Antragstellende legt seine oder ihre Erfahrungen 
in Bezug auf Beratungen für internationale Fach- und Arbeits-
kräfte, hier lebende Menschen mit Migrationsgeschichte, dar-
unter Geflüchtete, dar. Dabei sind Kenntnisse sowie Transpa-
renz zu den regional bestehenden Angeboten und konkreten 

Hilfestellungen bei Themen wie Arbeiten, Leben, Familie, 
Schule, Wohnen, Freizeit, Bildung, Gesundheit und Alltag her-
zustellen.  Die einschlägigen Erfahrungen und Kompetenzen in 
Bezug auf unterstützende Maßnahmen für die Zielgruppen so-
wie mögliche Referenzen sollen benannt werden.  Darzustellen 
ist des Weiteren die geplante Verankerung des Projekts beim 
Antragstellenden. 

Hierzu sind bei Antragstellung folgende Unterlagen als Anla-
gen zum Konzept einzureichen:

a)	 Selbstdarstellung des oder/der Antragstellenden mit Auflis-
tung von Kompetenzen und Erfahrungen in der Durchfüh-
rung von Projekten der Arbeitsmarktintegration von inter-
nationalen Fach- und Arbeitskräften, hier lebenden Men-
schen mit Migrationsgeschichte sowie Geflüchteten, insbe-
sondere im Rahmen von ESF-geförderten Projekten.

b)	 Referenzen der vergangenen fünf Jahre (soweit vorhan-
den).

Es sollen Aussagen zum geplanten Projektstandort und zum re-
gionalen Einzugsgebiet des Projekts getroffen werden.

Folgende fachliche Kompetenzen und Qualifikationen des Pro-
jektpersonals werden erwartet:

-	 mindestens Abschluss eines Fachhochschulstudiengangs 
(oder Bachelorabschluss) und/oder mehrjährige einschlägi-
ge berufliche Erfahrung bei der Arbeit mit der Zielgruppe,

-	 erwünscht sind Abschlüsse im sozialpädagogischen Be-
reich, 

-	 interkulturelle Kompetenzen.

2	 Inhaltliche Projektkonzeption: Methodischer Ansatz, 
Darstellung der Ausgangssituation, Mehrwert des WIB-
Projekts

Der oder die Antragstellende beschreibt die Ausgangs- und Pro-
blemlage bezogen auf die regionalen Besonderheiten, die eine 
Förderung notwendig machen. Dabei werden auch die jewei
lige Anzahl der Personen aus der Zielgruppe (w/m/d) und die 
Bevölkerungszahl der ausgewählten Region einbezogen. Heran-
gezogene Statistiken und Daten sind mit Quellen zu unterlegen.

Auf Grund der beschriebenen Ausgangssituation werden kon-
krete Handlungsbedarfe (qualitativ und quantitativ) abgeleitet. 
Diese sind entsprechend den Zielgruppen zu unterscheiden 
nach internationalen Fachkräften, hier lebenden Menschen mit 
Migrationsgeschichte sowie Geflüchteten. Dabei ist der Ansatz 
der Unterstützung methodisch zu erläutern und beispielhaft 
sind einzelne Aufgaben darzustellen. Angaben zur Akquise und 
geplanten Anzahl von Teilnehmenden sowie der geplanten An-
zahl der Beratungen pro Jahr sind darzustellen. Auf Grund der 
besonderen Herausforderungen für Frauen aus der Zielgruppe 
beim Einstieg in den Arbeitsmarkt sind hier spezifische Bei-
spiele und Herangehensweisen erwünscht. Welche möglichen 
Verbesserungen gegenüber der Ausgangssituation können 
durch die Förderung erreicht werden? Welche Wirkungen wer-
den erwartet? Bei der Ableitung von Handlungsbedarfen ist die 
Abgrenzung zu existierenden Maßnahmen und Förderprogram-
men zu beachten.
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3	 Darstellung der Zusammenarbeit mit den relevanten 
Akteuren

Der oder die Antragstellende beschreibt die Identifizierung 
wichtiger regionaler Kooperationspartner, mit deren Unterstüt-
zung die Projektziele erreicht werden sollen. Hierbei sollen die 
wichtigsten Partner (unter anderem Kleinst- und Kleinunter-
nehmen, kleine und mittlere Unternehmen) benannt und die 
Felder sowie mögliche Formen der Zusammenarbeit dargestellt 
werden. Des Weiteren ist die Identifizierung von regionalen und 
überregionalen relevanten Netzwerken sowie die Art der ge-
planten Zusammenarbeit (unter anderem Kooperationsverein-
barung, Art möglicher Beiträge) zu erläutern.   

4	 Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze: 
Gleichstellung der Geschlechter, Nichtdiskriminierung 
sowie nachhaltige Entwicklung

Bezüglich des Ziels der Nichtdiskriminierung sind die Projekte 
für alle Teilnehmenden, die der Zielgruppendefinition des För-
derprogramms entsprechen, unabhängig von der ethnischen 
Herkunft, vom Geschlecht, von der Religion oder Weltanschau-
ung, von einer Behinderung, vom Alter oder von der sexuellen 
Identität zu öffnen. Bei der Akquise und Begleitung von Teil-
nehmenden ist auf die spezifische Ansprache und auf die Be-
rücksichtigung der kulturellen Besonderheiten bei den Integra-
tionsbemühungen zu achten. Zusätzlich sind Angaben zu ma-
chen, wie an den geplanten Projektstandorten die Zugänglich-
keit für Menschen mit Behinderung gewährleistet ist und durch 
welche Aktivitäten darauf hingewirkt werden soll, dass Men-
schen mit Behinderung den Zugang zu den Projektmaßnahmen 
erhalten können. 

Die Projektmaßnahmen sollen die unterschiedlichen Ge-
schlechterperspektiven berücksichtigen sowie entsprechende 

Bedarfs- und Interessenlagen aufgreifen. Es ist darzustellen, 
mit welchen Maßnahmen dieses Ziel erreicht werden kann. 

Mit Bezug auf die Ziele der Vereinten Nationen für nachhaltige 
Entwicklung, das Übereinkommen von Paris und den Grund-
satz der „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ ist dar-
zustellen, durch welche Aktivitäten dem Grundsatz der nach-
haltigen Entwicklung Rechnung getragen wird. Dabei ist Nach-
haltigkeit auf ihren drei Ebenen (ökonomisch, ökologisch und 
sozial) zu betrachten.

5	 Darstellung der geplanten Öffentlichkeitsarbeit 

Der oder die Antragstellende legt dar, durch welchen strategi-
schen Ansatz, mit welchen Instrumenten und Maßnahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit (unter anderem Ziele, Produkte, Kanäle, 
angestrebte Ergebnisse, mögliche Kooperationen) eine breite 
Öffentlichkeit zum Projekt informiert werden soll. 

Auch über die Mitwirkung am Good Practice Pool der WFBB 
werden Beispiele erfolgreicher Praxis weiterverbreitet.

6	 Beschreibung der Arbeitsplanung, des Projektcontrol-
lings sowie der Qualitätssicherung

Zu den geplanten Projektmaßnahmen ist ein Arbeits- und Zeit-
plan inklusive der wichtigsten Arbeitsschritte und Meilensteine 
vorzulegen. Weiterhin ist zu beschreiben, mit welchen Maßnah-
men, Methoden und Standards die Qualitätssicherung erfolgt. 
Dies betrifft sowohl die inhaltliche, die organisatorische als 
auch die finanzielle Steuerung. 

II.	 Fachliche Bewertung anhand von Bewertungskriterien

Die einzelnen Bewertungskriterien für diese Fördergegenstän-
de werden wie folgt nach den Kriterien 1 bis 6 gewichtet:

Kriterium 
Nummer

Bewertungskriterium Maximal zu 
vergebende 

Punkte

Gewichtung 
in %

Gewichtung 
in Punkte

1 Darstellung der Trägereignung, des Einzugsgebietes für das geplante 
Projekt sowie des Personaleinsatzes

30 15 4,5

2 Inhaltliche Projektkonzeption: Methodischer Ansatz, Darstellung der 
Ausgangssituation, Mehrwert des WIB-Projekts

30 35 10,5

3 Darstellung der Zusammenarbeit mit den relevanten regionalen Akteuren 30 20 6
4 Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze 30 5 1,5
5 Darstellung der geplanten Öffentlichkeitsarbeit 30 5 1,5
6 Beschreibung der Arbeitsplanung, des Projektcontrollings sowie der 

Qualitätssicherung 
30 20 6

Summe 180 100 30
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Die aufgeführten Kriterien werden einzeln bewertet. Es können 
gemäß der nachstehenden Einteilung maximal 30 Punkte pro 
Kriterium vergeben werden. Nach der Punktevergabe werden 
diese entsprechend der oben genannten Gewichtung gewertet. 

sehr gut 	 (30 - 25 Punkte)
gut 	 (24 - 20 Punkte)
befriedigend 	 (19 - 15 Punkte)
ausreichend 	 (14 - 10 Punkte)
mangelhaft 	 (9 - 5 Punkte)
ungenügend 	 (4 - 0 Punkte)

Ein Konzept kann nach Gewichtung der einzelnen Kriterien mit 
maximal 30 Punkten bewertet werden. Für eine Förderung 
kommen nur Konzepte in Betracht, die mindestens 20 Punkte 
(66,67 Prozent) nach Gewichtung erreichen und bei denen das 
Kriterium Nummer 2 mindestens mit befriedigend bewertet 
wurde.

Erste Änderung 
der Richtlinie des Ministeriums des Innern 

und für Kommunales des Landes Brandenburg 
zur Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 

der Nachnutzung der Smart Village App 
für Brandenburger Kommunen 

(Smart Village App RL)

Erlass des Ministeriums des Innern und für Kommunales
Vom 14. November 2022

I.

Die Richtlinie des Ministeriums des Innern und für Kommuna-
les des Landes Brandenburg zur Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung der Nachnutzung der Smart Village App für 
Brandenburger Kommunen (Smart Village App RL) vom  
12. November 2021 (ABl. 2022 S. 82) wird wie folgt geändert:

In Nummer 8 Satz 1 wird die Angabe „31. Dezember 2022“ 
durch die Angabe „31. Dezember 2024“ ersetzt.

II.

Dieser Erlass tritt am 31. Dezember 2022 in Kraft.

Veröffentlichung nach § 9 Absatz 3 Pflegeberufe-
Ausbildungsfinanzierungsverordnung (PflAFinV)

Festsetzung des Gesamtfinanzierungsbedarfs 
und der Finanzierungsanteile der Krankenhäuser 

und Pflegeeinrichtungen für die Ausbildung 
nach dem Pflegeberufegesetz im Land Brandenburg 

im Finanzierungsjahr 2023

Bekanntmachung des Landesamtes für Soziales
und Versorgung des Landes Brandenburg

Vom 2. November 2022

Das Landesamt für Soziales und Versorgung (LASV) als zu-
ständige Stelle im Sinne des § 26 Absatz 4 des Pflegeberufege-
setzes (PflBG) in Verbindung mit § 2 der Pflegeberufezustän-
digkeitsverordnung (PflBGZV) verwaltet den Pflegefonds zur 
Finanzierung der beruflichen Ausbildung in der Pflege und setzt 
jährlich den erforderlichen Finanzierungsbedarf gemäß § 32 
PflBG in Verbindung mit § 9 Absatz 3 PflAFinV für die genera-
listische Pflegeausbildung im Land Brandenburg fest. 

Der Gesamtfinanzierungsbedarf für das Finanzierungsjahr 2023 
beträgt:

126.630.207,88 €.

Der Festsetzung liegen die nachstehenden Berechnungen zu-
grunde:
 
1.	 Auf der Grundlage der nach § 5 Absatz 1 und 2 sowie § 10 

Absatz 1 Satz 1 und § 11 PflAFinV gemeldeten Daten er-
mittelt sich der nachstehende Finanzierungsbedarf für das 
Finanzierungsjahr 2023 wie folgt:

Summe aller Ausbildungsbudgets
im Land Brandenburg � 128.921.384,44 €

Liquiditätsreserve nach 
§ 32 PflBG in Verbindung mit 
§ 9 Absatz 1 Satz 2 PflAFinV� 1.693.050,38 € 

Verwaltungskostenpauschale 
in Höhe von 0,6 %� 773.528,31 € 

Zwischensumme zu Ziffer 1� 131.387.963,13 €

2.	 Gemäß § 35 Absatz 1 PflBG legt das LASV nach Ablauf des 
Finanzierungszeitraumes Rechnung über die als Ausgleichs-
fonds und im Rahmen des Umlageverfahrens verwalteten 
Mittel. Bei der Rechnungslegung ermittelte Überschüsse 
oder Defizite werden gemäß § 35 Absatz 2 PflBG bei dem 
nach § 32 PflBG ermittelten Finanzierungsbedarf in dem auf 
die Rechnungslegung folgenden Finanzierungsjahr berück-
sichtigt. Hieraus ermittelt sich ein abzusetzender 

Überschuss Finanzierungsjahr 2021� 11.149.461,89 € 

Zwischensumme zu Ziffer 2� 120.238.501,24 €
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Diese Summe wird gemäß § 33 Absatz 1 PflBG durch die 
Erhebung von Umlagebeträgen und Zahlungen nach § 26 
Absatz 3 PflBG in folgenden Anteilen aufgebracht:

Krankenhäuser (§ 7 Absatz 1 
Nummer 1 PflBG)	 57,2380 %� 68.822.113,34 €

Pflegeeinrichtungen (§ 7 Absatz 1 
Nummern 2 und 3 PflBG)	 30,2174 %� 36.332.948,87 €

Land Brandenburg	 8,9446 %� 10.754.852,99 € 

Soziale Pflegeversicherung	 3,6 %� 4.328.586,04 €

3.	 Ab dem Festsetzungsjahr 2021 berücksichtigt das LASV 
nach § 9 Absatz 2 PflAFinV die Summe der Differenz
beträge aus der Abrechnung der Umlagezahlungen gemäß 
§ 17 Absatz 1 PflAFinV bei der Festsetzung des Finanzie-
rungsbedarfes getrennt für den Bereich der Krankenhäuser 
und den Bereich der Pflegeeinrichtungen. Für die einzelnen 
Sektoren ergeben sich nachstehende Differenzbeträge aus 
der Abrechnung zum Finanzierungsjahr 2021:

Bereich Krankenhäuser/
Unterfinanzierung� 4.238.691,26 €

Bereich Pflegeeinrichtungen/
Unterfinanzierung� 2.153.015,38 €

4.	 Unter Berücksichtigung der Zwischenergebnisse aus den 
Ziffern 1. bis 3. setzt das LASV den Gesamtfinanzie-
rungsbedarf für das Finanzierungsjahr 2023 wie folgt fest: 

Daraus ergeben sich folgende Finanzierungsanteile: 

Krankenhäuser nach § 7 Absatz 1 
Nummer 1 PflBG� 73.060.804,60 €

Pflegeeinrichtungen nach § 7 Absatz 1 
Nummern 2 und 3 PflBG� 38.485.964,25 €

Direktzahlung Land Brandenburg� 10.754.852,99 €

Direktzahlung Soziale Pflegeversicherung� 4.328.586,04 €

Der Gesamtfinanzierungsbedarf wird durch die Erhebung von 
Umlagebeträgen bei allen stationären/teilstationären und ambu-
lanten Pflegeeinrichtungen sowie Krankenhäusern im Land 
Brandenburg, beim Land Brandenburg und bei der sozialen 
Pflegeversicherung aufgebracht.

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming

Haushaltssatzung
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Havelland-Fläming für das Haushaltsjahr 2023

Bekanntmachung der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Havelland-Fläming

Vom 18. November 2022

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg wird nach Beschluss der Regionalversammlung vom 
17.11.2022 folgende Haushaltssatzung erlassen:

„§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird
 
1.	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 ordentlichen Erträge auf� 680.100,00 EUR

	 ordentlichen Aufwendungen auf� 711.000,00 EUR

	 außerordentlichen Erträge auf� 0,00 EUR

	 außerordentlichen Aufwendungen auf� 0,00 EUR

2.	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf� 689.100,00 EUR

	 Auszahlungen auf� 720.000,00 EUR

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes 
entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf� 672.100,00 EUR

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf� 703.000,00 EUR
	
Einzahlungen aus der 
Investitionstätigkeit auf� 17.000,00 EUR

Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit auf � 17.000,00 EUR
	
Einzahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit auf� 0,00 EUR

Auszahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit auf� 0,00 EUR
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Einzahlungen aus der 
Auflösung von Liquiditätsreserven� 0,00 EUR

Auszahlungen an Liquiditätsreserven� 0,00 EUR

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4

1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Auf-
wendungen als für die Regionale Planungsgemeinschaft 
Havelland-Fläming von wesentlicher Bedeutung angese-
hen werden, wird auf 	

� 15.000,00 EUR 
	 festgesetzt.
	
2.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplan

mäßige Aufwendungen und Auszahlungen der vorherigen 
Zustimmung des Regionalvorstandes bedürfen, wird auf 

� 15.000,00 EUR 
	 festgesetzt.
	
3.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen 

ist, werden bei:

a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf 
� 50.000,00 EUR

	 und 

b)	 bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Ein-
zelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf

� 50.000,00 EUR
	 festgesetzt.

4.	 Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Auf-
wendungen sind von den Wertgrenzen nach Nummer 2 und 3 
ausgeschlossen und werden vom Planungsstellenleiter  
genehmigt. 

5.	 Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendun-
gen und Auszahlungen, die durch die Berichtigung von 
Kontenzuordnungen entstehen und das Ergebnis nicht be-
einflussen, können unabhängig von der Wertgrenze nach 
Nummer 2 und 3 erfolgen.“

Die Haushaltssatzung wird hiermit gemäß § 67 Absatz 5 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg öffentlich be-
kannt gemacht.

In die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen kann jeder während 
der allgemeinen Geschäftszeiten, Montag bis Freitag von 8.00 bis 
15.00 Uhr und zusätzlich Donnerstag von 15.00 bis 17.30 Uhr, 
bei der Regionalen Planungsstelle Havelland-Fläming, Oderstra-
ße 65, in 14513 Teltow Einsicht nehmen.

Teltow, den 17. November 2022

Marko Köhler
Vorsitzender der Regionalversammlung

Beschluss über die Aufstellung des sachlichen 
Teilregionalplans „Windenergienutzung“ 

für die Region Havelland-Fläming

Bekanntmachung der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Havelland-Fläming

Vom 18. November 2022

Die Regionalversammlung Havelland-Fläming hat in ihrer öf-
fentlichen Sitzung am 17. November 2022 auf der Grundlage 
von § 13 Absatz 1 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes in 
Verbindung mit § 4 Absatz 2 des Gesetzes zur Regionalplanung 
und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung sowie Ziel 8.2 
des Landesentwicklungsplans Hauptstadtregion Berlin-Bran-
denburg folgenden Aufstellungsbeschluss gefasst: 

„1.	 Die Regionalversammlung beschließt, einen sachlichen 
Teilregionalplan „Windenergienutzung“ aufzustellen.

 2.	 Die Festlegung von Gebieten für die Windenergienutzung 
wird vom Entwurf des Regionalplans Havelland-Fläming 3.0 
abgetrennt und im sachlichen Teilregionalplan „Windener-
gienutzung“ vorgenommen.“

Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 9 Absatz 1 des 
Raumordnungsgesetzes öffentlich bekannt gemacht.

Zur Region Havelland-Fläming gehören die Gebiete der Land-
kreise Potsdam-Mittelmark, Havelland und Teltow-Fläming 
sowie der kreisfreien Städte Potsdam und Brandenburg an der 
Havel.

Marko Köhler
Vorsitzender der Regionalversammlung
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Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin 
erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unbe-
rücksichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver-
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Freitag, 3. März 2023, 10:00 Uhr
im Sitzungssaal 003 des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müllroser 
Chaussee 55, 15236 Frankfurt (Oder) öffentlich versteigert wer-
den: Eingetragen im Grundbuch von Berkenbrück Blatt 776, 
Flur 3, Flurstück 626, Verkehrsfläche, An der Eismiete, 3.236 m2 
Objektbeschreibung: Verkehrsfläche, welche als Anliegerstraße 
genutzt wird.
Postanschrift: An der Eismiete, 15518 Berkenbrück

Verkehrswert:	 80.400,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 11.10.2019 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Geschäfts-Nr.: 3 K 8/19

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Verein „Theater im Gutshaus Altlandsberg -TiG- e. V.“, 
c/o Dr. Werner Stephan, Erlenwinkel 2, 15345 Altlandsberg, ist 
am 28. Juli 2021 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und 
Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen 
den Verein bei nachstehend genannten Liquidatorinnen und  
Liquidatoren anzumelden:

Gabriele Gujjula 
Neuhönow 19 A
15345 Altlandsberg

Dr. Werner Stephan
Erlenwinkel 2
15345 Altlandsberg
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